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MARKTGEMEINDE    
MARBACH/DONAU        Lfd.Nr. 05/2010 
 
 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 

über die   S I T Z U N G   des 
 

G E M E I N D E R A T E S 

 
 
am Dienstag, 28. September 2010 in Marbach/Donau, Sitzungssaal 
Beginn: 19.00 Uhr Die Einladung erfolgte am 21.09.2010 
Ende:    20.30 Uhr durch Kurrende. 
 
 
 
ANWESEND WAREN: 
 
Bürgermeister Anton Gruber 
 
Vizebürgermeisterin Renate Hebenstreit 
 
gf.GR. Johannes Kamleithner gf.GR. Rudolf Bernreiter 
gf.GR. Peter Grafeneder gf.GR. Harald Medl 
 
GR. Leopold Bierbaumer GR. Charlotte Zimmerl 
GR. Johann Stadler GR. Harald Steininger 
GR. Karl Zimmerl GR. Gerlinde Mikschovsky 
GR. Thomas Schroll GR. Herbert Kellner 
GR. Roland Loidhold GR. Alois Elletzhofer 
GR. Susanne Nagl GR. Josef Mitmasser 
GR. Lukas Gotsmi 
 
 
ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN: 
 
1. 2.  
 
 
AUSSERDEM ANWESEND WAREN: 
 
Schriftführer: Markus Nutz Fa. FBP, Herr Felsner (bei Pkt. 2) 
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr Marbach (nur bis Pkt. 11 – öffentlicher Teil) 
 
 
VORSITZENDER:   Bürgermeister Anton Gruber 
 
 
Die Sitzung war öffentlich. 
Die Sitzung war beschlussfähig. 
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T A G E S O R D N U N G 

 
 
Pkt.  1: Verlesung des Protokolls der Sitzung vom 09.06.2010 sowie Genehmigung 

desselben. 

 
Pkt. 2 bis 13 laut Einladungskurrende. 
 
 
 

VERLAUF DER SITZUNG 
 
 
 
Der Vorsitzende begrüßt alle Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die 
heutige Sitzung. 
 
 
Pkt.  1: Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen das Sitzungsprotokoll der letzten Sitzung vom 

09.06.2010, das allen Fraktionen zugestellt wurde, keine Einwände erhoben werden. 
Das Sitzungsprotokoll gilt daher als genehmigt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  2: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass mit dem Abschluss des derzeit 

laufenden Fremdwährungskredites zwei Polizzen der Clerical Medical als 
Ansparungsform (endfälliger Kredit) gewählt wurden. Bei diesen Polizzen handelt es 
sich um fondsgebundene Lebensversicherungen mit garantiertem Wertzuwachs. 
Aufgrund der Wirtschaftskrise und der Rahmenbedingungen der Polizzen haben sich 
auch diese Polizzen nicht wie geplant entwickelt, obwohl keine großen Verluste zu 
verzeichnen sind. Nunmehr sollen diese Polizzen überprüft werden um festzustellen 
ob eine Optimierung der Veranlagung möglich ist. Die gleiche Vorgangsweise wurde 
bereits beim Gemeindeverband „Abwasserbeseitigung südliches Waldviertel“ 
durchgeführt. Mit der Überprüfung wurde die Fa. FBP, Herr Felsner Ronald mit Sitz 
in Krems beauftragt. Das Ergebnis wurde in der gegenständlichen Sitzung dem 
Gemeinderat ausführlich erläutert. Im Zuge dieser Präsentation wurde festgestellt, 
dass eine Polizze auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen vorerst nicht verändert 
werden sollte, da es defakto keinen Verlust gibt und eine Veränderung Kosten 
(Nachversteuerung) in der Höhe von Euro 14.000,-- nach sich ziehen würden. Die 
zweite Polizze, welche eine monatliche Ansparungsrate von Euro 1.800,-- aufweist, 
wäre in eine neue Polizze überzuführen, da dadurch eine höhere Flexibilität in der 
Auszahlung, eine flexiblere Veranlagung und eine ganzheitliche Risikostreuung 
möglich sein wird. Falls der Auftrag für die Abänderung der Polizze und die 
Beobachtung der Polizzen an die Fa. FBP vergeben wird, werden die anfallenden 
Provisionen der Polizze von ca. Euro 600,-- für die Leistungen von Herrn Felsner 
gegenverrechnet. Falls die Leistungen von Herrn Felsner unter dem Betrag liegen, 
wird der Restbetrag der Gemeinde retourniert. Sollten höhere Beratungskosten 
notwendig sein, so wird ein Stundensatz von Euro 150,-- (exkl. MWSt.) verrechnet. 
Laut Auskunft von Herrn Felsner kann die Marktgemeinde Marbach an der Donau 
die Beauftragung der Fa. FBP mit der Beobachtung der Polizzen jederzeit 
zurückziehen. 
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 Antrag des Bürgermeisters:   Der Gemeinderat möge die beide Polizzen in die 

Verwaltung der Fa. FBP, Herrn Felsner Ronald übertragen. Herr Felsner soll 
beauftragt werden, die zweite Polizze mit der Ansparrate in eine neue Polizze zu 
übertragen.  

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  3: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass bei der letzten Flächen-

widmungsplanänderung ein Teil des Grundstückes Nr. 1383 (EZ. 156,                   
KG. Auratsberg) von Frau Derfler Josefa, Kracking 4 in Bauland-Agrargebiet 
umgewidmet wurde. Für diese Umwidmung ist es notwendig zwischen der 
Marktgemeinde Marbach an der Donau und Frau Derfer Josefa den beiliegenden 
Bausicherungsvertrag abzuschließen. Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat 
diesen Vertrag zur Kenntnis. Dieser beinhaltet im Wesentlichen, dass für diese 
Umwidmung ein separates Grundstück geschaffen und dieses innerhalb von 5 Jahren 
bebaut werden muss sowie weitere Auflagen. (Beilage 1) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den Bausicherungsvertrag 
zwischen der Marktgemeinde Marbach an der Donau und Frau Derfler Josefa in der 
vorliegenden Form genehmigen. 

 Beschluss:   dem Antrag wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  4: Der Entwurf des 1. Nachtragsvoranschlages 2010 der in der Zeit vom 06. September 

2010 bis einschließlich 20. September 2010 öffentlich aufgelegen ist und innerhalb 
dieser Frist keine schriftlichen Einwendungen eingebracht wurden wird erläutert und 
eingehend beraten. Dieser Nachtrag beinhaltet im ordentlichen Haushalt Einnahmen 
und Ausgaben in der Höhe von Euro 146.700,--. Im außerordentlichen Haushalt 
betragen die Einnahmen und Ausgaben Euro 54.000,--. 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den 1. Nachtragsvoranschlag 
2010 in der vorliegenden Fassung genehmigen. 

 Beschluss:   dem Antrag wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  5: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass der Einheitssatz für die 

Berechnung der Aufschließungsabgabe, laut beiliegendem Verordnungsentwurf, um 
ca. 10 % auf Euro 380,-- erhöht werden sollte. Dieser Verordnungsentwurf wird 
erläutert und eingehend beraten. (Beilage 2) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge nachstehende Abänderung der 
Verordnung über die Festsetzung des Einheitssatzes zur Berechnung von 
Aufschließungsabgaben beschließen: 

 
 Der Einheitssatz zur Berechnung von Aufschließungsabgaben wird mit Euro 380,-- 

festgesetzt. 
 
 Diese Verordnung soll mit dem Monatsersten, der dem Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist zunächst folgt, in Kraft treten. 
 
 Beschluss:   dem Antrag wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
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Pkt.  6: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass die Friedhofsgebührenordnung, 

laut beiliegendem Verordnungsentwurf, geändert werden sollte. (Beilage 3) 
 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge nachstehende Abänderung der 

Friedhofsgebührenordnung beschließen: 
 

 § 1   Arten der Friedhofsgebühren 
 

Für die Benützung des Gemeindefriedhofes werden eingehoben: 
a.) Grabstellengebühren 
b.) Erneuerungsgebühren 
c.) Beerdigungsgebühren 
d.) Enterdigungsgebühren 
e.) Gebühren für die Benützung der Leichenhalle, Gebühren für die 

Benützung der Kühlvitrine und Gebühren für die Benützung von 
Reservegrabstellen der Gemeinde 

 
§ 2   Höhe der Grabstellengebühren 

 
Abs. 1.)  Die Grabstellengebühren (für die Überlassung des Benützungsrechtes auf 
10 Jahre bzw. auf 30 Jahre erstmalig bei Grüften mit der Möglichkeit der 
Erneuerung wie bei den übrigen Grabstellen) betragen für: 
 

a) Familiengräber, und zwar 
 1.)  zur Beerdigung bis zu 2 Leichen Euro     133,00 
 2.)  zur Beerdigung bis zu 4 Leichen Euro     266,00 
 3.)  von mehr als 4 Leichen Euro     442,00 

 

b) Grüfte, und zwar: 
  1.)  zur Beisetzung bis zu 3 Leichen Euro  1.815,00 
  2.)  zur Beisetzung bis zu 6 Leichen Euro  2.662,00 
 

c) Urnengräber, und zwar: 
 1.)  zur Beisetzung bis zu 4 Urnen Euro    100,00 
 2.)  zur Beisetzung bis zu 8 Urnen Euro    200,00 

 

d) Urnennischen, und zwar: 
 1.)  zur Beisetzung bis zu 2 Urnen Euro    100,00 
 2.)  zur Beisetzung bis zu 4 Urnen Euro    200,00 
 3.)  zur Beisetzung bis zu 8 Urnen Euro    300,00 

 

Abs. 2.)  Bei einzelnen Gräbern beträgt die Grabstellengebühr für Leichen von 
Kindern bis zu 10 Jahren, die Hälfte der im Absatz 1 festgesetzten Gebühren. 
 

§ 3   Höhe der Erneuerungsgebühren 
 
Abs. 1.)  Für Erdgrabstellen und Urnennischen wird die Erneuerungsgebühr (für die 
weitere Erneuerung des Benützungsrechtes auf jeweils 10 Jahre) mit dem gleichen 
Betrag festgesetzt, der für solche Gräber als Grabstellengebühr zu entrichten ist. 
 

Abs. 2.)  Für Grüfte wird die Erneuerungsgebühr (für die weitere Erneuerung des 
Benützungsrechtes auf jeweils 10 Jahre) mit einem Drittel des Betrages festgesetzt, 
der für solche Gräber als Grabstellengebühr zu entrichten ist. 
 

§ 4   Höhe der Beerdigungsgebühren 
 
Die Beerdigungsgebühr für das Öffnen und Schließen der Grabstelle und die 
Bereitstellung des Versenkungsapparates  beträgt: 
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a.)  für Erdgrabstellen Euro    242,00 
b.)  für Kindergrabstellen Euro    145,00 
c.)  für Urnengrabstellen Euro    145,00 
d.)  für Urnennischen Euro      75,00 
d.)  für Grüfte Euro    290,00 
e.)  für blinde Grüfte Euro    290,00 
 

Bei der Festsetzung der Höhe der Beerdigungsgebühr für Grüfte, sind die Kosten, die 
der Gemeinde durch das Öffnen und Schließen der Gruft erwachsen, insbesonders zu 
berücksichtigen. 
 

§ 5   Höhe der Enterdigungsgebühr 
 
Die Enterdigungsgebühr für die Enterdigung (Exhumierung) einer Leiche beträgt das 
Zweieinviertelfache der jeweiligen Beerdigungsgebühr. 
 

§ 6   Höhe der Gebühren für die Benützung der Leichenhalle, 
der Kühlvitrine und von Reservegrabstellen der Gemeinde 

 
Abs. 1.)  Die Gebühr für die Benützung der Leichenhalle beträgt für jeden 
angefangenen Tag Euro  17,00. 
 

Abs. 2.)  Die Gebühr für die Benützung der Kühlvitrine beträgt für jeden 
angefangenen Tag   Euro  20,00. 
 

Abs. 3.)  Die Gebühr für die Beistellung einer Reservegrabstelle der Gemeinde 
beträgt bei Erdgräbern für jeden Monat  Euro  55,00. 
 

Abs. 4.)  Beginnt oder endet die Benützung einer Reservegrabstelle während eines 
Monats, so ist für diesen Monat nur der anteilsmäßige Betrag, von der im Abs. 3 
festgesetzten Gebühr zu entrichten. 
 

§ 7   Schluss- und Übergangsbestimmungen 
 

 Diese Verordnung soll mit 01.01.2011 in Kraft treten. 
 
 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  7: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass die Marktstandesgebühren für die 

Kirtage, laut beiliegendem Verordnungsentwurf, um ca. 10 % auf Euro 2,50 und 
Euro 1,60 erhöht werden sollten. Dieser Verordnungsentwurf wird erläutert und 
eingehend beraten. (Beilage 4) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge nachstehende Abänderung der 
Verordnung über die Festsetzung der Marktstandsgebühren beschließen: 

 

 Für Standplätze der Zone I laut Marktordnung wird eine Marktstandsgebühr von 
Euro 2,50 festgesetzt. 

 

 Für Standplätze der Zone II laut Marktordnung wird eine Marktstandsgebühr von 
Euro 1,60 festgesetzt. 

 

 Diese Verordnung soll mit 01.11.2010 in Kraft treten. 
 

 Beschluss:   dem Antrag wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
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Pkt.  8: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass die Abgabe für das Halten von 

Hunden, laut beiliegendem Verordnungsentwurf, geändert werden sollte. Diese 
Abänderung ist auch notwendig, da laut NÖ Hundeabgabegesetz 1979 i.d.d.g.F. für 
Hunde mit erhöhtem Gefährdungspotential und auffällige Hunde im Sinne der §§ 2 
und 3 NÖ Hundehaltgesetz mindestens das Zehnfache der für Nutzhunde 
festgesetzten Hundabgabe eingehoben werden muss. Dieser Verordnungsentwurf 
wird erläutert und eingehend beraten. (Beilage 5) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge nachstehende Abänderung der 
Verordnung für die Einhebung der Abgabe für das Halten von Hunden beschließen: 

 

1.) Die Hundeabgabe für Nutzhunde beträgt jährlich pro Hund Euro    6,54 
 

2.) Die Hundeabgabe für Hunde mit erhöhtem Gefährdungs- 
 potential und auffällige Hunde im Sinne der §§ 2 und 3 
 des NÖ Hundehaltegesetzes muss mindestens das Zehn- 
 fache des Betrages der für Nutzhunde festgesetzten 
 Hundeabgabe betragen. 
 Die Hundeabgabe für die o.a. Hunde beträgt jährlich Euro  66,-- 

 

3.) Die Hundeabgabe für alle übrigen Hunde beträgt jährlich Euro  25,-- 
 

 In der Hundeabgabe ist das Entgelt für die Hundeabgabemarke nicht enthalten. 
 

Die Hundeabgabe ist im ersten Jahr binnen eines Monats nach dem Tage der 
Rechtswirksamkeit der gegenständlichen Verordnung, das ist der 1. Februar 2011 
und für die folgenden Jahre jeweils bis zum 15. Februar des laufenden Jahres fällig. 

 

 Diese Verordnung soll mit 01.01.2011 in Kraft treten. 
 

 Beschluss:   dem Antrag wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  9: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass die Marktgemeinde Marbach an 

der Donau dem Verband für Landes-, Regional- und Gemeindeentwicklung      
(Dorferneuerung) als ordentliches Mitglied beitreten sollte. Dies wäre für die 
Gemeinde von Fortteil, da gewisse Bauvorhaben über die Dorferneuerung gefördert 
werden. Die Mitgliedskosten betragen Euro 25,-- pro Jahr. 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge beschließen, dass die Markt-
gemeinde Marbach an der Donau dem Verband für Landes-, Regional- und 
Gemeindeentwicklung (Dorferneuerung) als ordentliches Mitglied beitritt. 

 Beschluss:   dem Antrag wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.10: Der Bürgermeister erteilt dem Obmann des Prüfungsausschusses Herrn GR. Josef 

Mitmasser das Wort: 
Der Obmann berichtet über die letzte Kassaprüfung in der die Prüfung der 
Buchhaltung, der Belege, der Kassengebarung mit Kassenprüfung, der Zeichnungs-
anordnungen für die Bank sowie der offenen Gemeindeabgaben erfolgte. Da 
keinerlei Missstände und Unregelmäßigkeiten festgestellt wurden, beantragt der 
Obmann die Entlastung des Kassenverwalters. 

 Antrag des Obmannes:   der Gemeinderat möge dem Kassenverwalter die 
Entlastung aussprechen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Obmannes wird stattgegeben. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
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Pkt.11: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat das Ansuchen der Freiwilligen 

Feuerwehr Marbach betreffend eines Grundsatzbeschlusses für die Beteiligung der 
Gemeinde beim Ankauf eines neuen Rüstlöschfahrzeuges zur Kenntnis. Laut der 
Freiwilligen Feuerwehr Marbach ist die Anschaffung eines neuen Fahrzeuges 
notwendig, da in den nächsten Jahren große Reparaturarbeiten, die einige tausend 
Euro kosten würden, beim derzeitigen Fahrzeug anstehen. Außerdem ist dieses 
Feuerwehrauto schon 23 Jahre alt und die Förderungen für den Ankauf von           
FF-Fahrzeugen im Jahr 2011 werden wahrscheinlich nicht mehr so hoch sein wie 
jetzt. Die Ausschreibung für den Ankauf soll bis spätestens Ende des Jahres 2010 
gemacht und das Fahrzeug im Juni oder Juli 2011 geliefert bzw. in Betrieb 
genommen werden. Die Gesamtkosten für den Ankauf des Rüstlöschfahrzeuges 
belaufen sich auf ca. Euro 400.000,-- und der Anteil der Marktgemeinde Marbach an 
der Donau soll ca. Euro 200.000,-- betragen. (Beilage 6) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge beschließen sich 
grundsätzlich bei der Anschaffung eines neuen Rüstlöschfahrzeuges für die 
Freiwillige Feuerwehr Marbach in der Höhe von ca. Euro 200.000,-- zu beteiligen. 

 Beschluss:   dem Antrag wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
 
Unter Ausschluss der Öffentlichkeit: 
 
 
Pkt. 12 und 13: Da diese Punkte unter Ausschluss der Öffentlichkeit behandelt werden, wird 
gemäß den Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung in der derzeit geltenden Fassung auf 
das nicht öffentliche Sitzungsprotokoll verwiesen. 
 

 
Pkt.12: Es sind 3 Bewerbungen um Aufnahme als Facharbeiter im Bauhof eingelangt. Herr 

Erich Derfler wird einstimmig als Facharbeiter im Bereich des Bauhofes mit           
40 Wochenstunden aufgenommen. 

 
Pkt.13: Der Bauhofbedienstete Josef Bugl wird einstimmig mit 01.10.2010 mit dem 

Funktionsdienstposten des Leiters des Bauhofes beauftragt. 
 
 
 
Bericht des Bürgermeisters: 

 
Die Heizungsanlage im Rathaus der Marktgemeinde Marbach an der Donau ist defekt und 
muss erneuert werden. Dies wurde bereits, wegen der Dringlichkeit der Angelegenheit, bei 
der Fa. Murr, Marbach in Auftrag gegeben. 
Beim Herrenhaus ist der Bauabschluss bereits erfolgt. 
 
 
 
 

Da sonst keine weiteren Punkte auf der heutigen Tagesordnung sind und auch keine Anfragen 
gestellt werden, dankt der Vorsitzende für die Mitarbeit und beendet die heutige 
Gemeinderatssitzung. 
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Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung am ................................................ 

genehmigt   –   abgeändert   –   nicht genehmigt. 
 
 
 
 
 
..............................................................           ........................................................... 

       Bürgermeister           Schriftführer 
 
 
 
 
 
..............................................................           ........................................................... 

    Gemeinderat-SPÖ       Gemeinderat-ÖVP 


